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Thema

Urvertrauen zum Leben
Wie man die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen fördern kann

■ Heiner Keupp

Das Thema der Gesundheitsförderung
darf insbesondere im Hinblick auf junge
Menschen nicht eng gefasst werden. Der
Blick muss sich vielmehr darauf richten,
welche Ressourcen Kinder, Jugendliche
und ihre Familien benötigen, damit Men-
schen gesund aufwachsen können.

Professionen der Sozialen Arbeit sind mit
ihrem Auftrag in aller Regel auf Perso-
nengruppen fokussiert, die Probleme ha-
ben, ihr Leben in die eigene Hand zu neh-
men. Das liefert uns eine Existenzberech-
tigung und Arbeit genug. Dabei sollten
wir aber tunlichst vermeiden, die fachli-
che Orchestrierung der Untergangsgesän-
ge zu übernehmen, die seit einigen Jahren
zu hören sind.

Es gibt gute Gründe, genau hinzu-
schauen und zu differenzieren. Martin
Spiewak hat in der Wochenzeitung »Die
Zeit« (vom 1. Oktober 2008) vor einer
Panikmache in Bezug auf die heranwach-
sende Generation gewarnt. Er kommt auf
der Grundlage belastbarer Daten zu fol-
genden Aussagen:
• Kinder von heute leben gesünder.
• Kinder sind schlauer als früher.
• Kinder leben heute sicherer.
• Die Kleinfamilie ist nicht totzureden.
• Eltern erziehen – aber anders.
• die Renaissance der Jugend-Tugend

Spiewak kommt zu der Schlussfolge-
rung: »Zu keiner anderen Zeit ging es der
Mehrzahl der Kinder in diesem Land so
gut wie heute, widmeten sich Eltern so in-
tensiv ihrem Nachwuchs, lebten die Ge-
nerationen so harmonisch zusammen wie
im Jahr 2008. Vergleicht man die Le-
bensumstände von Familien mit denen
von vor zwanzig oder fünfzig Jahren, so
hat sich enorm viel verbessert.«

Das mag man als den Teil I der Wahr-
heit ansehen, den Teil II vermag der Au-
tor durchaus auch zu sehen und zu be-
nennen: »Eine Gruppe profitiert kaum
von den Fortschritten bei Bildung und
Gesundheit, dem Zugewinn an Sicherheit
und Lebenschancen – die Kinder am un-

teren Rand der Gesellschaft, die Familien,
in denen sich Armut, Arbeitslosigkeit und
Vernachlässigung ballen. Dort gibt es tat-
sächlich Neuntklässler, die laut Pisa-Test
gerade einmal auf Grundschulniveau le-
sen und rechnen können; Jugendliche, die
morgens nicht aus dem Bett zur Schule
kommen, weil der arbeitslose Vater bis
mittags schläft; Migrantenkinder, deren
Eltern versuchen, ihre bröckelnde Auto-
rität mit Schlägen wiederherzustellen. Ein
Viertel bis ein Fünftel aller Kinder gehört
zu dieser Risikogruppe, bei denen die her-
kömmlichen Instrumente von Schule und
Sozialarbeit immer häufiger versagen.«

Die »Studie zur Gesundheit von Kin-
dern und Jugendlichen in Deutschland«
(KiGGS) des Robert Koch Instituts gibt
dieser salopp formulierten Einschätzung
eine solide empirische Fundierung. Die
umfangreiche Studie konnte zeigen, dass
Kinder aus sozial benachteiligten Familien
• häufiger von Übergewicht und Adipo-

sitas betroffen sind
• häufiger zu den Rauchenden gehören
• weniger gestillt wurden
• seltener regelmäßig Sport treiben
• mehr Freizeit vor dem Bildschirm ver-

bringen
• sich seltener die Zähne putzen
• häufiger Verhaltensauffälligkeiten zei-

gen
• häufiger psychische Probleme und Ess-

störungen haben
• in einem ungünstigeren Familienklima

aufwachsen
• geringere personale, soziale und famili-

äre Ressourcen besitzen
• eine höhere Gewaltbelastung aufweisen
• die Kinderfrüherkennungsuntersuchun-

gen seltener wahrnehmen
• häufiger Aufmerksamkeits defizit/Hy -

peraktivitätsstörungen (ADHS) haben
• häufiger Mütter haben, die während

der Schwangerschaft geraucht haben
Diesen Wahrheiten ist Rechnung zu

tragen, allen katastrophischen Deutungen
ist eine empiriegestützte nüchterne Bilanz
aufzumachen.
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Und die zeigt uns erst einmal, dass etwa
80 Prozent der Heranwachsenden gut ins
Leben finden. Haben wir eigentlich genug
Wissen darüber, wie sie das schaffen?
Aber diese Frage wird kaum gestellt, viel-
mehr wird ein sorgenvoller Blick auf die
Welt und die Lebenswelt von Heran-
wachsenden vor allem von einer sozio-
kulturellen Grundstimmung gespeist: Wir
sind mit einer erkennbaren allgemeinen
großen Verunsicherung konfrontiert, die
sich durch Gesellschaft und Politik zieht,
und sie stimuliert gegenwärtig nicht die
Suche nach vorwärts gerichteten Lösun-
gen oder gar motivierende Utopien, son-
dern aktiviert die Sicherheitsbedürfnisse.

Eine wohlfahrtsstaatlich orientierte Re-
formgesellschaft hat sich in eine »Sicher-
heitsgesellschaft« verwandelt, von der
auch die Soziale Arbeit betroffen ist, vor
allem wenn es um die Frage geht, welchen
Beitrag die Jugendhilfe leisten könnte, um
die Vernachlässigung, den Missbrauch
oder gar die Tötung von Kindern zu ver-
hindern. Die Frage will ich auf keinen Fall
bagatellisieren, aber sie überlagert im Au-
genblick alle Suchbewegungen, die sich
um Lösungen für eine nachhaltige Förde-
rung von Lebenskompetenzen Heran-
wachsender bemühen.

Unstrittig dürfte sein, dass das Hinein-
wachsen in diese unruhige und unbere-
chenbare globalisierte Netzwerkgesell-
schaft zahlreiche Kompetenzen und
Ressourcen erfordert, die nicht einfach als
»soziales Erbe« von der Elterngeneration
an ihre Kinder weitergegeben werden
kann. Man könnte holzschnittartig fest-
stellen, dass wir in einer Gesellschaft le-
ben, die gekennzeichnet ist durch
• tiefgreifende kultureller, politischer und

ökonomischer Umbrüche, die durch ei-
nen global agierenden digitalen Netz-
werkkapitalismus bestimmt werden

• sich ändernde biografische Schnittmus -
ter, die immer weniger aus bislang be-
stimmenden normalbiografischen Vor-
stellungen bezogen werden können

• durch Wertewandel, der einerseits neue
Lebenskonzepte stützt, der aber zu-
gleich in seiner pluralisierten Form zu
einem Verlust unbefragt als gültig an-
gesehener Werte führt und mehr selbst
begründete Wertentscheidungen ver-
langt

• veränderte Geschlechterkonstruktio-
nen, die gleichwohl untergründig wirk-
same patriarchale Normen und Fami-
lienmuster nicht überwunden haben

• die Pluralisierung und Entstandardisie-
rung familiärer Lebensmuster, deren
Bestand immer weniger gesichert ist

und von den beteiligten Personen hohe
Eigenleistungen in der Beziehungsarbeit
verlangt

• die wachsende Ungleichheit im Zugang
der Menschen zu materiellem, sozialem
und symbolischem Kapital, die gleich-
zeitig auch zu einer ungleichen Vertei-
lung von Lebenschancen führt

• zunehmende Migration und daraus fol-
genden Erfahrungen mit kulturellen
Differenzen und einem Patchwork der
Verknüpfung dieser Differenzen zu
neuen Hybriditäten, die aber von spezi-
fischen Bevölkerungsgruppen als Be-
drohung erlebt werden

• wachsenden Einfluss der Medien, die
nicht nur längst den Status einer zen-
tralen Erziehungs- und Bildungsinstanz
haben, sondern auch mit ihrem hohen
Maß an Gewaltpräsentation zumindest
die Gewöhnung an Gewalt wesentlich
fördern

• hegemonialen Ansprüche, die die
Mittel von Krieg und Terror einsetzen,
um ihre jeweiligen ideologischen Vor-
stellungen einer Weltordnung jenseits
demokratischer Legitimation durchzu-
setzen.

Sieben Chancen,
die Kinder brauchen

Welche Ressourcen brauchen junge
Menschen, um selbstbestimmt und
selbstwirksam ihre eigenen Weg in einer
so komplex gewordenen Gesellschaft ge-
hen zu können? Ohne Anspruch auf
Vollständigkeit lassen sich die folgenden
Verwirklichungschancen nennen: Urver-
trauen zum Leben; Dialektik von Bezo-
genheit und Autonomie; Entwicklung
von Lebenskohärenz; Schöpfung sozia-
ler Ressourcen durch Netzwerkbildung;
materielles Kapital als Bedingung für Be-
ziehungskapital; demokratische Alltags-

kultur durch Partizipation; Selbstwirk-
samkeitserfahrungen durch Engage-
ment.

Erste Bedingung:
Urvertrauen zum Leben

Für die Gewinnung von Lebenssouve-
ränität ist lebensgeschichtlich in der Start-
phase des Lebens ein Gefühl des Vertrau-
ens in die Kontinuität des Lebens eine
zentrale Voraussetzung, ich nenne es ein
Urvertrauen zum Leben. Es ist begründet
in der Erfahrung, dass man gewünscht ist,
dass man sich auf die Personen, auf die
man existentiell angewiesen ist, ohne
Wenn und Aber verlassen kann. Es ist
das, was die Bindungsforschung eine si-
chere Bindung nennt, die auch durch vor-
übergehende Abwesenheit von Bezugs -
personen und durch Konflikte mit ihnen
nicht gefährdet.

Zweite Bedingung:
Dialektik von Bezogenheit und
Autonomie

Eine Bindung, die nicht das Loslassen
ermutigt, ist keine sichere Bindung, des-
wegen hängt eine gesunde Entwicklung
an der Erfahrung der Dialektik von
 Bezogenheit und Autonomie. Schon der
deutsch-amerikanische Psychoanalyti-
ker Erik H. Erikson hat uns aufgezeigt,
dass Autonomie nur auf der Grundlage
eines gefestigten Urvertrauens zu gewin-
nen ist. Die US-amerikanische
Psychoana lytikerin Jessica Benjamin hat
in ihrem wichtigen Buch »Die Fesseln
der Liebe« deutlich gemacht, dass sich
gerade im Schatten der Restbestände
patriarchaler Lebensformen Frauen und
Männer in je geschlechtsspezifischer
Vereinseitigung dem Pol Bezogenheit
oder Autonomie zuordnen und so die
notwendige Dialektik zerstören. Dabei
kommt das Jammergeheul misslingen-
der Beziehungen heraus: »Du verstehst
mich nicht!«

»80 Prozent der Heranwachsenden
finden gut ins Leben – warum
eigentlich?«
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Dritte Bedingung: Entwicklung
von Lebenskohärenz

Lebenskompetenz braucht einen Vor-
rat von »Lebenskohärenz«. Aaron Anto-
novsky hat in seinem salutogenetischen
Modell nicht nur die individuelle iden-
titäts- und gesundheitsbezogene Relevanz
des »sense of coherence« aufgezeigt, son-
dern auch Vorarbeiten zu einem Fami-
lienkohärenzgefühl hinterlassen. Werte
und Lebenssinn stellen Orientierungsmu-
ster für die individuelle Lebensführung
dar. Sie definieren Kriterien für wichtige
und unwichtige Ziele, sie werten Hand-
lungen und Ereignisse nach gut und böse,
erlaubt und verboten. Traditionelle Kul-
turen lassen sich durch einen hohen Grad
verbindlicher und gemeinsam geteilter
Wertmaßstäbe charakterisieren. Indivi-
duelle Wertentscheidungen haben nur ei-
nen geringen Spielraum.

Der gesellschaftliche Weg in die Gegen-
wart hat zu einer starken Erosion immer
schon feststehender Werte und zu einer
Wertepluralisierung geführt. Dies kann
als Freiheitsgewinn beschrieben werden
und hat dazu geführt, dass die Subjekte
der Gegenwart als »Kinder der Freiheit«
charakterisiert werden. Diese werden
meist so dargestellt, als hätten sie das
Wertesystem der Moderne endgültig hin-
ter sich gelassen. Es wird als »Wertekor-
sett« beschrieben, von dem man sich be-
freit habe und nun könnte sich jede und
jeder ihren eigenen Cocktail mit Werten
zurecht mixen. Das klingt nach unbe-
grenzten Chancen der Selbstbestimmung
und Selbstverwirklichung. Aber diese Si-
tuation beschreibt keine frei wählbare
Kür, sondern sie stellt eine Pflicht dar und
diese zu erfüllen, erfordert Fähigkeiten
und Kompetenzen, über die längst nicht
alle Menschen in der reflexiven Moderne
verfügen.

Vierte Bedingung: Schöpfung
sozialer Ressourcen durch
Netzwerkbildung

Wenn wir die sozialen Baumeisterinnen
und Baumeister unserer eigenen sozialen
Lebenswelten und Netze sind, dann ist
eine spezifische Beziehungs- und Ver-
knüpfungsfähigkeit erforderlich, nennen
wir sie soziale Ressourcen. Der Bestand
immer schon vorhandener sozialer Bezü-
ge wird geringer und der Teil unseres so-

zialen Beziehungsnetzes, den wir uns
selbst schaffen und den wir durch Eigen-
aktivität aufrechterhalten (müssen), wird
größer. Nun zeigen die entsprechenden
Studien, dass das moderne Subjekt kei-
neswegs ein Einsiedler geworden ist, son-
dern im Durchschnitt ein größeres Netz
eigeninitiierter sozialer Beziehungen auf-
weist, als es seine Vorläufergenerationen
hatten: Freundeskreise, Interessengemein-
schaften, Nachbarschaftsaktivitäten, Ver-
eine, Selbsthilfegruppen, Initiativen.

Es zeigt sich nur zunehmend auch, dass
sozioökonomisch unterprivilegierte und
gesellschaftlich marginalisierte Gruppen
offensichtlich besondere Defizite aufwei-
sen bei dieser gesellschaftlich zunehmend
geforderten eigeninitiativen Beziehungs-
arbeit. Die sozialen Netzwerke von Ar-
beiterinnen und Arbeiter beispielsweise
sind in den Nachkriegsjahrzehnten immer
kleiner geworden. Von den engmaschigen
und solidarischen Netzwerken der Arbei-
terfamilien, wie sie noch in den 1950er
Jahren in einer Reihe klassischer Studien
aufgezeigt wurden und in der Studenten-
bewegung teilweise romantisch überhöht
wurden, ist nicht mehr viel übrig geblie-
ben. Das »Eremitenklima« ist am ehesten
hier zur Realität geworden.

Unser »soziales Kapital«, die sozialen
Ressourcen, sind ganz offensichtlich we-
sentlich mitbestimmt von unserem Zugang
zu ökonomischem Kapital. Für offene, ex-
perimentelle, auf Autonomie zielende
Identitätsentwürfe ist die Frage nach sozi-
alen Beziehungsnetzen von allergrößter Be-
deutung, in denen Menschen dazu ermu-
tigt werden, also sie brauchen »Kontexte
sozialer Anerkennung«. Da gerade Men-
schen aus sozial benachteiligten Schichten
nicht nur besonders viele Belastungen zu
verarbeiten haben und die dafür erforder-
lichen Unterstützungsressourcen in ihren
Lebenswelten eher unterentwickelt sind,
halte ich die gezielte professionelle und so-
zialstaatliche Förderung der Netzwerkbil-
dung bei diesen Bevölkerungsgruppen für
besonders relevant.

Fünfte Bedingung: materielles
Kapital als Bedingung für
Beziehungskapital

Ein offenes Identitätsprojekt, in dem
neue Lebensformen erprobt und eigener
Lebenssinn entwickelt werden, bedarf
materieller Ressourcen. Hier liegt das

zentrale und höchst aktuelle sozial- und
gesellschaftspolitische Problem. Eine Ge-
sellschaft, die sich ideologisch, politisch
und ökonomisch fast ausschließlich auf
die Regulationskraft des Marktes ver-
lässt, vertieft die gesellschaftliche Spal-
tung und führt auch zu einer wachsenden
Ungleichheit der Chancen an Lebensge-
staltung. Hier holt uns immer wieder die
klassische soziale Frage ein.

Die Fähigkeit zu und die Erprobung
von Projekten der Selbstorganisation sind
ohne ausreichende materielle Absiche-
rung nicht möglich. Ohne Teilhabe am
gesellschaftlichen Lebensprozess in Form
von sinnvoller Tätigkeit und angemesse-
ner Bezahlung wird Identitätsbildung zu
einem zynischen Schwebezustand, den
auch ein »postmodernes Credo« nicht zu
einem Reich der Freiheit aufwerten kann.

Dieser Punkt ist von besonderer sozial-
politischer Bedeutung. In allen Wohl-
fahrtsstaaten beginnen starke Kräfte, die
konsensuellen Grundlagen der Prinzipien
der Solidargemeinschaft zu demontieren.
Das spricht der polnisch-britische Sozio-
loge und Philosoph Zygmunt Bauman in
seiner Analyse an: »Der Sozialstaat war
darauf ausgerichtet, eine Schicksalsge-
meinschaft dadurch zu institutionalisie-
ren, dass seine Regeln für jeden Beteilig-
ten (jeden Bürger) gleichermaßen gelten
sollten, so dass die Bedürftigkeit des einen
verrechnet würde mit dem Gewinn des
anderen.«

Wie Bauman aufzeigt, gefährdet gegen-
wärtig der universalisierte Kapitalismus
und seine ökonomische Logik pur das So-
lidarprinzip: »War der Aufbau des Sozi-
alstaates der Versuch, im Dienste der mo-
ralischen Verantwortung ökonomisches
Interesse zu mobilisieren, so decouvriert
die Demontage des Sozialstaates das öko-
nomische Interesse als Instrument zur Be-
freiung des politischen Kalküls von mo-
ralischen Zwängen.« (ebd.).

Dramatische Worte wählt Bauman für
das erkennbare Resultat dieses Paradig-
menwechsels: »Die gnadenlose Pulverisie-
rung der kollektiven Solidarität durch
Verbannung kommunaler Leistungen
hinter die Grenzen des politischen Prozes-
ses, die massive Freigabe der Preisbin-
dung bei lebenswichtigen Gütern und die
politisch geförderte Institutionalisierung
individueller Egoismen zum letzten Boll-
werk sozialer Rationalität zu haben, ...,
(hat) ein veritables ›soziales München‹ be-
wirkt.« (1993).
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Die intensive Suche nach zukunftsfähi-
gen Modellen materieller Grundsiche-
rung ist von höchster Wertepriorität. Die
Koppelung sozialstaatlicher Leistungen
an die Erwerbsarbeit erfüllt dieses Krite-
rium immer weniger.

Sechste Bedingung:
demokratische Alltagskultur
durch Partizipation

Nicht mehr die Bereitschaft zur Über-
nahme von fertigen Paketen des »richti-
gen Lebens«, sondern die Fähigkeit zum
Aushandeln ist notwendig: Wenn es in
unserer Alltagswelt keine unverrückbaren
allgemein akzeptierten Normen mehr
gibt, außer einigen Grundwerten, wenn
wir keinen Knigge mehr haben, der uns
für alle wichtigen Lebenslagen das ange-
messene Verhalten vorgeben kann, dann
müssen wir die Regeln, Normen, Ziele
und Wege beständig neu aushandeln. Das
kann nicht in Gestalt von Kommandosys -
temen erfolgen, sondern erfordert demo-
kratische Willensbildung, verbindliche
Teilhabechancen im Alltag, in den Fami-
lien, in der Schule, Universität, in der Ar-
beitswelt und in Initiativ- und Selbsthilfe-
gruppen. Dazu gehört natürlich auch eine
gehörige Portion von Konfliktfähigkeit.
Die »demokratische Frage« ist durch die
Etablierung des Parlamentarismus noch
längst nicht abgehakt, sondern muss im
Alltag verankert werden.

Siebte Bedingung: Selbstwirk -
samkeitserfahrungen durch
Engagement

Verwirklichungschancen hängen eng
mit der Idee der Zivilgesellschaft zusam-
men. Diese lebt von dem Vertrauen der
Menschen in ihre Fähigkeiten, im wohl-
verstandenen Eigeninteresse gemeinsam
mit anderen die Lebensbedingungen für
alle zu verbessern. Zivilgesellschaftliche
Kompetenz entsteht dadurch, »dass man
sich um sich selbst und für andere sorgt,
dass man in die Lage versetzt ist, selber
Entscheidungen zu fällen und eine Kon-
trolle über die eigenen Lebensumstände
auszuüben sowie dadurch, dass die Ge-
sellschaft, in der man lebt, Bedingungen
herstellt, die allen ihren Bürgerinnen und
Bürgern dies ermöglichen« (Ottawa
Charta 1986).

Frühe Hilfen

In den letzten Monaten hat sich in der
Öffentlichkeit erkennbar ein Wandel
vollzogen: Es wird über unsere Kinder
und über neue Formen der Kinderbetreu-
ung gesprochen. Bislang hatte man den
Eindruck, dass weder die geringe Gebur-
tenrate in Deutschland noch die Lebens-
situation der vorhandenen Kinder ein
Thema mit politischer Priorität wären.
Die heißen ideologischen Debatten um
den Wert der Familie haben einer geziel-
ten Förderung von Kindern und ihren Fa-
milien nicht gerade geholfen. Vielleicht
funktioniert unsere Gesellschaft nicht an-
ders: Da müssen erst dramatische Dinge
passieren, wie mit dem kleinen Kevin in
Bremen und in den Medien ausagiert
werden, damit politischer Handlungs-
druck entsteht. Auf einmal ist das »Kin-
deswohl« in aller Munde.

In meiner Einschätzung gibt es drei
prinzipiell unterschiedliche Zugänge, die
durchaus ein paar Überschneidungen ha-
ben können: Kindeswohl als staatliche
Kontrollaufgabe; Kindeswohl durch Risi-
koprävention; Gesundheitsförderung als
Ressourcenförderung.
• Kindeswohl als staatliche Kontrollauf-

gabe: Gegenwärtig konzentriert sich
der öffentliche, politische und ein Teil
des fachlichen Diskurses auf die Opti-
mierung der staatlichen Eingriffsmög-
lichkeiten. Von Pflichtuntersuchungen
mit Sanktionsdrohungen, wenn sie
nicht wahrgenommen werden, über
Frühwarnsysteme bis hin zu effektive-
ren Kooperationsformen der Jugendhil-
fe wird ein breites Maßnahmenbündel
diskutiert. Es werden Pläne entwickelt,
die kommunalen Ressourcen für Ju-
gendhilfemaßnahmen schwerpunktmä-
ßig zur Optimierung des Kontrollsys -
tems zu nutzen und dafür an anderer
Stelle Investitionen zu reduzieren. Diese
Sicht passt zu einem Umbau staatlichen
Handelns, das sich immer mehr von Si-
cherheitsprinzipien leiten lässt und von
einer Weltsicht bestimmt ist, die überall
Bedrohungen sieht.

• Kindeswohl durch Risikoprävention:
Neben dieser Perspektive der eher re-
pressive Kontrolle von Familien, die
man als Entstehungsherd für Devianz
betrachtet, gibt es Programme, die aus
der Kenntnis spezifischer Entwick -
lungsrisiken vor allem in der frühen
Kindheit gezielte Präventionsstrategien

einsetzen. Am konsequentesten ist der
Ansatz der Stadt Dormagen. Da wird
jedes geborene Kind zum Anlass für ei-
nen Besuch einer Sozialarbeiterin. Es
geht um ein »niedrigschwelliges« An-
gebot, das möglichst nah an der Le-
benswelt der Familien angesiedelt ist.

• Gesundheitsförderung als Ressourcen-
förderung: Aber es gibt Alternativen,
die ins Zentrum die Ressourcenförde-
rung von Kindern und Familien im Sin-
ne der Salutogenese rücken und die da-
nach fragen, welche Rechte von Kin-
dern auf Gesundheit, Bildung,
materielle Grundsicherung, soziale Ein-
bindung und ökologisch notwendige
Lebensbedingungen gesichert werden
müssen. Die UNO-Kinderrechte müs-
sen verbindlich und nicht nur als Ab-
sichtserklärung ernst genommen wer-
den. Bildungsarmut und mangelnde
Gesundheit sind in hohem Maße an
prekäre Lebensbedingungen geknüpft,
die sich unter den Voraussetzungen ei-
ner neoliberal geprägten Politik ständig
verschärfen. Wir brauchen stattdessen
eine Förderung von Kindern und ihren
Familien im Sinne materieller Grundsi-
cherung für alle Kinder und einer um-
fassenden frühen psychosozialen För-
derung entsprechend den Prinzipien
von Empowerment und den sich be-
währenden Strategien von Kindertages-
zentren oder Early-Excellence-Projek-
ten und den Mehr-Generationenhäu-
sern, die neben der gezielten Förderung
kindlicher Ressourcen auch zivilgesell-
schaftlichen Prozesse in den Stadtvier-
teln und Regionen entwickeln, die in ei-
ner individualisierten Gesellschaft nicht
mehr problemlos gegeben sind.

Hilfe ist mehr als Kontrolle

Der gegenwärtig dominierende Diskurs
zu frühen Hilfen und die Praxis früher
Hilfen wirft mindestens so viele Probleme
auf, wie er zu lösen vorgibt. Wir können
gegenwärtig beobachten, dass durchaus
legitime Überlegungen und Strategien zur
Optimierung des Kinderschutzes das Auf-
gabenfeld früher Hilfen gefährlich einen-
gen. Die Konzepte bekommen eine defen-
sive Logik: Es soll etwas verhindert wer-
den und es sollen alle Möglichkeiten
gebündelt werden, dies zu erreichen.

Das übersteigerte Bedürfnis nach Si-
cherheit wird aus einem tiefliegenden
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Angstpotenzial gespeist. Die gesellschaft-
lichen Strukturveränderungen, deren Fol-
gen Ulrich Beck frühzeitig als »Risikoge-
sellschaft« beschrieben hat, haben uns
Orientierungsverluste, Deregulierungen
und viele Zukunftsängste beschert. Fast
zwei Drittel der Bundesbürger hat das
Gefühl, die gesellschaftlichen Entwick -
lungen nicht mehr zu begreifen oder sie
gar beeinflussen zu können. Auf dem
Hintergrund wird aus der Risikogesell-
schaft eine »Sicherheitsgesellschaft« (so
Tobias Singelnstein und Peer Stolle
(2008), die von einem neuen Typus sozi-
aler Kontrolle bestimmt ist. Sie vertraut
immer weniger sozialintegrativen Wohl-
fahrtsstrategien und legt ein Netz ständig
erweiterten Überwachungs- oder Moni-
toringtechnologien über unsere Gesell-
schaft. Auch in den Diskursen zu den frü-
hen Hilfen zeigt sich die Logik der Sicher-
heitsgesellschaft, die den Blick auf das
gesamte Feld notwendiger Ansatzpunkte
für frühe Hilfen verstellen kann und de-
ren fragwürdige Konsequenzen kaum
thematisiert. Einige von ihnen möchte ich
noch einmal benennen und zuspitzen:
• Alle Diagnose- und Interventionssyste-

me, die nicht durch das Hilfesuchver-
halten betroffener Personen in Aktion
treten, gehen von »Normalität« aus.
Diese Vorstellungen bleiben in den Dis -
kursen ungenannt, aber sie existieren.

Gehen sie von einer Pluralität mög-
licher Normalitäten in einer postmo-
dernen Gesellschaft aus oder von der
Figur des leistungswilligen und zuver-
lässigen Subjekts? Werden kulturelle
Differenzen berücksichtigt? Wird gar
die Resilienzforschung beachtet, die
uns ja erstaunliche Biographien trotz
teilweise dramatischer Lebensbedin-
gungen aufgezeigt hat.

• Risikokonstellationen müssen diagno-
stiziert werden, und wenn die Risiken
vollständig erfasst werden sollen, be-
darf eines lückenlosen Screenings. Hier
kann auch das Prinzip Freiwilligkeit
nicht mehr gelten. Das allein würde ja
schon eine »Zone des Verdachts« er-
zeugen: Wer sein Kind dem Screening
vorenthält, hat sicher etwas zu verber-
gen.

• Aus der Psychologie wissen wir, dass
Diagnostik und Intervention eng mit-
einander verzahnt sein müssen, eigent-
lich überhaupt nicht zu trennen sind.
Wie aber sollen flächendeckende Inter-
ventionen aussehen, wenn nur eine
Verdachtsdiagnostik vorliegt und kein
Hilfeersuchen der betreffenden Perso-
nen oder Familien signalisiert wird.
Wird es dann einen Hausbesuch der
Sozialarbeiterin in Begleitung eines Si-
cherheitsbeamten geben?

• Im Zusammenhang mit einer Ver-

dachtsdiagnostik steht die Gefahr des
»Labeling« - mit Effekten auf der pro-
fessionellen wie auch auf der Betroffe-
nenseite: Einer Familie oder einem
Kind mit der Annahme zu begegnen,
dass sie ein »Risiko« darstellen, erzeugt
eine spezifische professionelle Grund-
haltung. Auch die betroffenen Men-
schen werden etwas von dieser Grund-
haltung spüren.

• Eine besondere Konsequenz der Selek-
tion von »Problemfällen« ist das, was
im englischen als »blaming the victim«
bezeichnet wird: eine komplexe gesell-
schaftliche Problemsituation, vor allem
die von Armut und mangelnder gesell-
schaftlicher Teilhabe, wird den Indivi-
duen selbst zur Last gelegt. Sie verhal-
ten sich ja fragwürdig und das ist dann
auch die Ursache der Probleme.

• Eine Fachdiskussion umkreist zurzeit
das Thema »Exklusion und Inklusion«.
Vom »abgehängten Prekariat« spricht
die Friedrich-Ebert-Stiftung, von den
»Ausgegrenzten der Moderne« Zyg-
munt Bauman (Bauman 2005). Wie
wir der soziologischen Auslegung des
Exklusionsthemas entnehmen können,
entsteht hier eine Konstellation auf
neuem Niveau, die dadurch ausge-
zeichnet ist, dass neben der objektiven
Prekaritätsdiagnose eine subjektive Sei-
te beleuchtet wird, die von Bude und

Der »Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und
die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland«
ist die umfangreiche Studie einer von der Bundesregierung be-
auftragten Expertenkommission, die in jeder Legislaturperio-
de von der Bundesregierung herausgegeben wird. Ergänzt
werden die Berichte durch eine Stellungnahme der Bundesre-
gierung. Jeder dritte Bericht soll einen Überblick über die Ge-
samtsituation der Jugendhilfe vermitteln (§ 84 SGB VIII).
Im Mittelpunkt des 13. Kinder- und Jugendberichts der
Bundesregierung stehen die Angebote und Maßnahmen der
Kinder- und Jugendhilfe im Bereich gesundheitsbezogener
Prävention und Gesundheitsförderung. Der Bericht konzen-
triert sich besonders auf die folgenden Arbeitsfelder der Ju-
gendhilfe und auf deren Schnittstellen zu anderen Systemen:
• die allgemein ausgerichteten Angebote, wie etwa die Kin-

dertagesbetreuung oder die Jugendarbeit,
• die Praxisfelder vor allem im Bereich der Hilfen zur Erzie-

hung, in denen vorhandene oder drohende gesundheitliche
Beeinträchtigungen ein wesentliches Merkmal der Pro-
blemkonstellationen darstellen (z. B. im Zusammenhang
mit Suchtgefährdung und psychischen Beeinflussungen, an
der Schnittstelle zur Kinder- und Jugendpsychiatrie) und

• die Felder der Integration von und der Arbeit mit jungen
Menschen mit drohenden Behinderungen.

Der Bericht fordert, Gesundheitsförderung als fachlichen
Standard der Jugendhilfe zu begreifen: »Die Förderung der
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen muss ein Ziel fach-
lichen Handelns in der Kinder- und Jugendhilfe werden. Ge-
sundheit von Kindern und Jugendlichen darf nicht als Vor-
aussetzung der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe verstanden
werden; vielmehr muss die Frage im Mittelpunkt stehen, wie
in dem jeweiligen Handlungsfeld, ggf. im Zusammenspiel mit
anderen Akteuren, altersgerecht die Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen gefördert und gesundheitliche Belastungen
vermieden werden können. Stärker als bisher bedarf es der Be-
rücksichtigung der gesundheitsbezogenen Folgen von sozio -
ökonomischer und -kultureller Benachteiligung und der Ent-
wicklung entsprechend gegensteuernder Angebote in der Kin-
der- und Jugendhilfe.«
Der 316 Seiten umfassende 13. Kinder- und Jugendbericht
steht als Bundestags-Drucksache 16/12860 im Internet ko-
stenlos zum Herunterladen zur Verfügung.

Internet http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/128/1612860.pdf

Der 13. Kinder- und Jugendbericht fordert Gesundheitsförderung als fachlichen Standard
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Lantermann (2006) als »Exklusions-
empfinden« bezeichnet wird. Diese
»gefühlte Exklusion« ist der Nährbo-
den für Demoralisierung und Hoff-
nungslosigkeit. Ein solches Exklusions-
empfinden kann durchaus durch das
Erfasstwerden von einem »Frühwarn-
system« gefördert werden.

• Ein letzter Punkt: Die »Sicherheitsge-
sellschaft« stellt die defensive Variante
des Ordnungstraumes der Moderne
dar: Diese hatte und hat den Anspruch,
alles Unberechenbare, Uneindeutige,
Ambivalente, Fremde und Störende zu
beseitigen und eine berechenbare und
eindeutige Welt geschaffen. Auch wenn
dieser Traum dieser Moderne nur noch
selten in naiver Emphase vorgetragen
wird, es gibt ihn noch und die Sicher-
heitsgesellschaft lebt davon. Sie will
möglichst alle Risiken eliminieren und
verstärkt dafür ihre Sicherheitssysteme.
Nach diesen Überlegungen ist es keine

Überraschung, wenn ich frühe Hilfen als
perfektioniertes Kontrollsystem nicht
sinnvoll finde. Elisabeth Helming von
Deutschen Jugendinstitut hat es auf den
Punkt gebracht: »Alte Denk- und Hand-
lungsmuster der Fürsorge scheinen in ei-
ner einseitigen Konzentration der Diskus-
sion von Prävention in Form von Scree-
ning und Risikoeinschätzung auf: das
gefährdete Kind, das vorrangig das Kind
von armen Leuten und Außenseitergrup-
pen ist, das Kind als Objekt der Sorge,
statt es im Zusammenhang zu sehen mit
den Müttern vor allem, aber auch den
Vätern und deren Möglichkeiten und Le-
bensbedingungen.« (2008, S. 2) Es muss
nach meiner Auffassung um eine umfas-
sende Förderung von Verwirklichungs-
chancen gehen, die bei den Lebensbedin-
gungen der Eltern ansetzt und vor allem
die frühen Entwicklungsphasen beachtet.

Besonders wichtig erscheint mir eine
systematische kommunal-regional ausge-
legte Vernetzung von Hilfeangeboten und
»Leistungserbringern«. Das neue Kinder-
schutzgesetz von Rheinland-Pfalz hat hier
einen wichtigen Schwerpunkt gesetzt. Es
geht ihm vor allem um eine verbindliche
Integration von Angeboten und Leistun-
gen des Jugendhilfe- und des Gesund-
heitssystems in verbindlichen lokalen
Netzwerken. Diese Vernetzung ist nicht
zum Nulltarif zu haben. Das Land fördert
ihren Aufbau und ihre Arbeit pauschal
mit sieben Euro pro Kind für jedes Kind
im Bezirk des jeweiligen Jugendamtes,

das das sechste Lebensjahr noch nicht
vollendet hat. Hier scheint mir ein Weg
beschritten zu werden, der auch von der
Kinder- und Jugendberichtskommission
deutlich eingefordert werden wird.

Kinderschutz braucht also die Entwick -
lung tragfähiger Netzwerkstrukturen aus
der Verknüpfung von Jugendhilfe und
Gesundheitssystem, die ein systemati-
sches Unterstützungsangebot für Risiko-
situationen entwickeln können und ein
zielgenaues Hilfsangebot machen kön-
nen. Dafür müssen Ressourcen bereitge-
stellt werden. Die Regie sollte bei den Ju-
gendämtern liegen, aber sie brauchen
dann auch Finanztöpfe, aus denen bei-
spielsweise niedergelassene Ärzte für die
investierte Zeit angemessen honoriert
werden können.

Sieben Bedingungen für einen
guten Start ins Leben

In ihrer gemeinsamen Stellungnahme
»Gesundes Aufwachsen von Kindern und
Jugendlichen – Kooperation von Gesund-
heitswesen und Kinder- und Jugendhilfe«
haben die Arbeitsgemeinschaft für Kin-
der- und Jugendhilfe und der Berufsver-
band der Kinder- und Jugendärzte festge-
stellt: »Der beste Weg, gefährdete Kinder
vor einer Vernachlässigung und Gefähr-
dung zu schützen, ist der einer Früher-
kennung und frühzeitigen Hilfe, die an-
setzt, bevor sich ungünstige Entwik-
klungsverläufe stabilisiert haben, und die
insbesondere den Abbau von Belastungs-
faktoren in den betroffenen Familien vor-
sieht.« (AGJ, 2006)

In diesem Sinne müssen frühe Hilfen
vor allem durch ein Unterstützungsange-
bot für Eltern von der Schwangerschaft,
über die Geburt bis zu den ersten Lebens-
monaten und –jahren organisiert werden.
Die vielfältigen Modellansätze der Fami-
lienbildung sind möglichst flächen-
deckend anzubieten und das darin ent-
haltene Prinzip der Selbsthilfe scheint be-
sonders geeignet auch Familien mit
Migrationshintergrund und Prekariatser-
fahrungen zu erreichen.

Familienhebammen sind hier ein mög-
liches Angebot, aber nicht der Königs-
weg, weil sie in aller Regel keine umfas-
sende Qualifizierung erfahren haben. Am
besten geeignet scheinen da Early-excel-
lence-Projekte, Kinder-Tages-Zentren,
Häuser für Familien, Mütter- und Fami-

lienzentren bis hin zu Mehr-Generatio-
nen-Häusern, die sozialraumbezogen -
ausgerichtet sind und ein komplexes An-
gebot machen können. Sie dürfen nicht
unter ein Kontrollperspektive wahrge-
nommen werden, sondern als abrufbare
Assistenz und als Orte, an denen sich Fa-
milien treffen und austauschen können
und damit auch Selbstorganisationswün-
sche der Betroffenen erreichen.

Nach der wissenschaftlichen Begleitung
eines Kinder-Tags-Zentrums (KiTZ) in
München-Ramersdorf, einem problem-
belasteten Stadtbezirk, sehe ich hier einen
innovativen Ansatz. KiTZ-Projekte ver-
suchen durch eine Ausweitung des Ange-
bots über eine reine Kindertagesbetreu-
ung hinaus zu Nachbarschaftszentren
und familienorientierten Begegnungszent -
ren zu werden. Daran ansetzend geht es
auch um eine stärkere Integration von be-
nachteiligten Bevölkerungsgruppen und
um die Frage, welchen Stellenwert vor-
schulische Einrichtungen einnehmen kön-
nen, um möglichst frühzeitig bestimmten
Benachteiligungen oder zumindest deren
Chronifizierung entgegenzuwirken. Fol-
gende Schlussfolgerungen lassen sich aus
diesem Ansatz ziehen:
• Unterstützung gegen Kinderarmut: Ar-

mut verbaut Chancen, vergrößert ge-
sundheitliche Defizite und ist einer der
häufigsten Gründe für psychisches
Leid. Für betroffene Familien wären
Anlaufstellen hilfreich, die frühzeitig
und mit einem breitgefächerten Ange-
bot beraten, stützen und durch die
Möglichkeit der gesicherten Betreuung
von Kindern oft erst die Voraussetzung
für einen Einstieg in die Arbeitswelt
schaffen. Im Kampf gegen die Folgen
der Kinderarmut haben Kinder-Tages-
Zentren einen wichtigen Platz. Ihre nied-
rigschwelligen Angebote erlauben auch
jenen, für die Armut ein tabubeladenes
Thema ist, den Zugang.

• Zentren der frühen Förderung: Armut
ist einer von mehreren Gründen, aber
beileibe nicht der einzige, warum das
Thema der frühen Förderung eine sol-
che Brisanz gewonnen hat. Auch ande-
re Faktoren führen dazu, dass Kinder
von ihren Eltern vernachlässigt, in ihrer
Entwicklung nur mangelhaft gefördert
oder gar misshandelt werden. Die
Fachwelt ist sich einig, dass Kinder, die
unter schwierigen Lebensbedingungen
aufwachsen, wirksam vor Vernachläs-
sigung nur dann zu schützen sind,
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wenn frühzeitig einsetzende Hilfe- und
Unterstützungsangebote vorhanden
sind.

• Ausgleich von Benachteiligung: Über-
einstimmendes Ergebnis vieler Studien
zur frühkindlichen Entwicklung ist: Je
früher der Förderprozess ansetzt, desto
nachhaltiger sind die Ergebnisse. Kin-
der stark machen bedeutet, sie früh zu
fördern.

• Integration von Migrantenkindern:
Das Erlernen der Sprache, anderer
Werte und Regeln gelingt in der spiele-
rischen Kultur der Kindertageseinrich-
tungen am besten. Auch kann hier zu-
sätzlichem Förderbedarf am besten
Rechnung getragen werden. Gerade die
intensive Kooperation mit den Institu-
tionen der Frühförderung und anderen
Fördereinrichtungen für kleine Kinder
sowie die – in dieser Altersphase leich-
ter gelingende – Kooperation mit den
Eltern können die Basis für eine Inte-
grationsarbeit legen, die auch aus de-
mografischen Gründen ausgebaut wer-
den sollte.

• Nationaler und internationaler Trend:
Es gibt europaweit eine breite Erfah-

rung, die für eine Integration von ge-
meinwesenorientierten Ansätzen mit
Konzepten der Kinderbetreuung
spricht. Insbesondere das Konzept des
»Early Exellence Centres«, das von
Neuseeland über England seinen Sie-
geszug angetreten hat, macht dies deut-
lich. Auf der Basis der offenen Grund-
idee, »die Förderung des Kindes sollte
von Anfang an exzellent sein«, wird
eine stark kind- und elternzentrierte
Angebotsstruktur in eine sozialräumli-
che Ausrichtung übersetzt. Diese Er-
kenntnis führt zu einem schrittweisen
Ausbau von Eltern-Kind-Zentren in
Deutschland.

• Fachliche Herausforderung und Weiter-
entwicklungspotenzial: Die Verknüp-
fung verschiedener Angebote zu Eltern-
Kind-Zentren hat sich als innovative
Praxis aus verschiedenen Hintergründen
heraus entwickelt. Mütterzentren, Fami-
lienbildungseinrichtungen und Kinderta-
gesbetreuungseinrichtungen haben sich,
mit ähnlichen Erkenntnissen zur Be-
darfslage von Eltern, von jeweils anderer
Seite kommend angenähert. Dabei ist
die Herausforderung eine neue Stufe von
Vernetzung. Nun geht es nicht nur um
Informationsaustausch und, darauf auf-
bauend, Fallvermittlung. Kern der fach-
lichen Weiterentwicklung ist die Kopro-
duktion. Sie garantiert neue und passge-
nauere Angebote. Eine weitere
Herausforderung besteht in der oft ge-
forderten fachlichen Weiterentwicklung
der Kitafachkräfte. Ein Teil der fach-
lichen Weiterqualifizierung geschieht
durch den koproduktiven Alltag mit den
Kooperationspartnern und den Qualifi-
kationen. Der andere Teil bedarf einer
Weiterentwicklung der Aus- und
Weiterbildung der pädagogischen Fach-
kräfte.

• Kinder-Tages-Zentren rechnen sich:
Dies ist zunächst eine These, die empi-
risch noch durch keine Nutzen-Kosten-
rechnung belegt werden kann, jedoch
plausibel erscheint. In einem Kinder-
Tages-Zentrum vereinen sich mehrere
Einrichtungstypen, ohne dass diese alle
in ihrer Infrastruktur (Miete, Verwal-
tung) bezahlt werden müssen. Selbst
wenn beispielsweise die Aufgaben einer
heilpädagogischen Förderung dazu-
kommen und entsprechend Personal
dazugeschaltet wird, ist dies immer
noch billiger, als eine neue Gruppe auf-
zumachen. 

Der Bedarf wird steigen. Wir brauchen
Kinder-Tages-Zentren dringend vor al-
lem in Quartieren mit besonderem För-
derbedarf, wir brauchen sie aber mittel-
fristig auch als flächendeckendes Ange-
bot. Viele Untersuchungen sprechen
dafür, dass der nach wie vor tiefgreifende
gesellschaftliche Wandlungsprozess einen
wachsenden Unterstützungsbedarf junger
Eltern generiert und diese jungen Eltern
zudem auch offener als frühere Genera-
tionen von Eltern sind, breitgefächerte
Unterstützungsangebote, wie sie ein Kin-
der-Tages-Zentrum bietet, rechtzeitig an-
zunehmen. ◆
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